
der Finanzkonten des Jahres 2017 müs-
sen sodann im Jahre 2018 an die ESTV 
gemeldet werden. 

Das Schweizer Abkommensnetz erfährt 
mit dem neuen Doppelbesteuerungsab-
kommen (DBA) mit Liechtenstein, wel-
ches auf den 1. Januar 2017 in Kraft 
getreten ist, eine wichtige Erweiterung. 
Das DBA folgt dabei grundsätzlich dem 
OECD-Musterabkommen und führt ins-
besondere die Möglichkeit der (teilwei-
sen) Rückerstattung der Schweizer Ver-
rechnungssteuer im internationalen 
Verhältnis ein.

Die Unternehmenssteuerreform III (USR
III) wurde vom Parlament im Sommer
2016 verabschiedet. Die Reform wurde 
am 12. Februar 2017 von Volk und 
Ständen mit einem Nein-Stimmenan-
teil von 59.1% abgelehnt. Nach einer 
vertieften Analyse des Abstimmungs-
resultats wird nun eine neue Vorlage 
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Die wichtigsten Änderungen im 
Schweizer Steuerrecht per 1. Januar 
2017 umfassen insbesondere die fol-
genden Themen:
Der automatische Informationsaus-
tausch (AIA) zwischen der Schweiz und 
den entsprechenden Partnerstaaten ist 
auf den 1. Januar 2017 in Kraft getre-
ten. Neben der Europäischen Union 
(EU) sind insbesondere Australien, Ja-
pan, Kanada, Norwegen und Südkorea 
Partnerstaaten der Schweiz. Die Anzahl 
der Partnerstaaten dürfte mit Inkraft-
treten auf den 1. Januar 2018 noch 
deutlich steigen und soll insbesondere 
Russland und Liechtenstein sowie eini-
ge südamerikanische Staaten wie Ar-
gentinien und Brasilien umfassen. Die 
schweizerischen Finanzinstitute müs-
sen sich bis spätestens Ende 2017 un-
aufgefordert bei der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung (ESTV) anmelden 
und die vorgeschriebenen Melde- und 
Sorgfaltspflichten erfüllen. Die Daten 

Gesetzliche Neuregelungen für das Jahr 2017

ausgearbeitet, wobei sowohl Zeitpunkt 
wie auch Inhalt dieser neuen Vorlage 
derzeit noch unbekannt sind. Die grund-
sätzliche Stossrichtung einer neuen Vor-
lage dürfte aber vergleichbar mit der 
jetzt abgelehnten Vorlage sein, geht doch 
die USR III auf Druck der EU und der 
OECD zurück. Die Kantone besteuern 
heute die ausländischen Gewinne bei be-
stimmten Firmentypen geringer als die 
inländischen (sogenanntes «Ring-Fen-
cing»). Diese Sonderstatus sind internati-
onal nicht länger akzeptiert und müssen 
abgeschafft werden.

Bei der Verrechnungssteuer (VSt) wird 
rückwirkend die im Jahre 2011 verschärf-
te Praxis beim Meldeverfahren im kon-
zerninternen Verhältnis geändert. Eine 
Meldung statt Entrichtung der VSt von 
Dividenden ist nun auch nach Ablauf der 
30 Tage möglich (sog. Ordnungsfrist) 
und es ist kein Verzugszins geschuldet. 
Weiter wird das Verrechnungssteuerge-
setz im Bereich bestimmter Anleihen von 
Banken geändert. Es handelt sich dabei 
um sog. CoCos (Contingent Convertible 
Bonds), Write-off-Bonds und Bail-in-
Bonds, welche von der Verrechnungs-
steuer ausgenommen werden. Der Vergü-
tungszins für Vorauszahlungen vor dem 
Fälligkeitstermin für die direkte Bundes-
steuer wird von 0.25% für das Kalender-
jahr 2016 auf 0% für das Kalenderjahr 
2017 gesenkt. Zu beachten ist, dass der 
Verzugs- und Rückerstattungszins un-
verändert bei 3% fixiert ist. Die mut-
massliche direkte Bundessteuer sollte zur 
Vermeidung von Verzugszinsen fristge-
recht bezahlt werden (grundsätzlich ist 
der Fälligkeitstermin der 1. März des auf 
das Steuerjahr folgenden Kalenderjah-
res).

Im Kanton Zürich wird neu für die Be-
stimmung der Gemeindesteuerpflicht wie 
im interkantonalen Verhältnis auf den 
31. Dezember und nicht mehr auf den    
1. Januar abgestellt. Diese Praxisände-
rung ist auf den 1. Januar 2017 in Kraft 
getreten. Ein Umzug während des Jahres 
in eine steuergünstigere Gemeinde in-
nerhalb des Kantons Zürich führt somit 
noch im selben Steuerjahr zu einer tiefe-
ren Steuerbelastung.

Auch das Jahr 2017 wird in verschiedenen Bereichen 
der Gesetzgebung Neuerungen mit sich bringen. Im 
„Paragraph aktuell“ thematisiert und erläutert Staiger 
Rechtsanwälte einige der wichtigsten Gesetzes-
änderungen und Gesetzgebungsvorhaben. 

Der AIA ist auf den 1.1.2017 in 
Kraft getreten.
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Im Kanton Obwalden wurden die Erb-
schafts- und Schenkungssteuern per      
1. Januar 2017 abgeschafft. Der Kanton 
Obwalden ist davon überzeugt, dass 
durch die zusätzliche Ansiedlung von 
finanzstarken Personen die Minderei-
nahmen innert wenigen Jahren mehr
als kompensiert werden können. Der
Kanton Obwalden ist somit der zweite
Kanton neben dem Kanton Schwyz,
welcher weder eine Erbschafts- noch
eine Schenkungssteuer erhebt.    §
Peter von Burg

N E U E R U N G E N  I M  FA M I L I E N -

R E C H T

Das Jahr 2017 startet mit zwei umfas-
senden Neuerungen im Familienrecht: 
Einerseits die Revision des Kindesun-
terhaltsrechts und andererseits die Re-
vision des Vorsorgeausgleichs. 

Revision des Kindesunterhaltsrechts
Dem Kind sollen keine Nachteile aus 
dem Zivilstand der Eltern erwachsen. 
Dieser Grundsatz war bereits Gegen-
stand bei der Einführung der gemeinsa-
men elterlichen Sorge (für nicht verhei-
ratete und geschiedene Eltern) im 
Sommer 2014. Erneut aufgenommen 
wurde dieser Grundsatz im Rahmen der 
Revision des Kindesunterhaltsrechts, 
welche am 1. Januar 2017 in Kraft ge-
treten ist.

Von Gesetzes wegen haben die Eltern 
ihre Kinder zu betreuen und finanziell 
zu unterstützen. Die Betreuungsarbeit 
wurde bisher einzig bei verheirateten 
oder geschiedenen Elternteilen im Rah-
men des (nach)ehelichen Unterhalts 
ausgeglichen. Nicht verheiratete Eltern 
erhielten hingegen keinen Ausgleich 
für ihre Betreuungsarbeit. Diese Un-
gleichbehandlung wollte der Gesetzge-
ber beseitigen und die Stellung des 
Kindes stärken. 

Gemäss dem neuen Recht wurde daher 

der „Betreuungsunterhalt“ eingeführt. 
Dieser kommt ergänzend zum bereits 
existierenden „Barunterhalt“ des Kin-
des hinzu und wird ebenfalls für das 
Kind bezahlt. Während sich der Barun-
terhalt auf die Deckung der täglichen 
Ausgaben des Kindes beschränkt (z.B. 
Kleidung, Nahrung, Schule, Fremdbe-
treuungskosten etc.), soll der Betreu-
ungsunterhalt die durch eine Eigenbe-
treuung entstehenden finanziellen 
Einbussen in einem gewissen Mass aus-
gleichen. Der betreuende Elternteil soll 
sich dank diesem Ausgleich dem Kind 
widmen können. Teilen sich die Eltern 
die Betreuung (alternierende Obhut), so 
sind die Betreuungsbeiträge individuell 
zu berechnen und gegenseitig zu ver-
rechnen.

Bestehende Kindesunterhaltsbeiträge 
bei nicht verheirateten Eltern können 
grundsätzlich an das neue Recht ange-
passt werden. Sind die Eltern hingegen 
verheiratet oder geschieden und wur-
den die Kindesunterhaltsbeiträge in ei-
nem Eheschutz- oder Scheidungsver-
fahren festgesetzt, so können die 
Unterhaltsbeiträge nur bei wesentli-
chen Veränderungen der Verhältnisse 
abgeändert werden.

Neuerungen im Vorsorgeausgleich
Im Scheidungsverfahren werden die 
Pensionskassenguthaben der Ehegatten 
im Regelfall hälftig geteilt. Stichtag der 
Berechnung war bisher der Abschluss 
des Scheidungsverfahrens. Neu wurde 
dieser Zeitpunkt auf die Einleitung des 
Verfahrens vorverschoben. 

Zudem wurde das neue Recht etwas fle-
xibler ausgestaltet, indem es einen er-
leichterten Verzicht auf die Teilung so-
wie die Möglichkeit der überhälftigen 
Teilung vorsieht.    §
Jennifer Dürst-Zimmermann

G E P L A N T E  Ä N D E R U N G E N  I M 

S C H U L D B E T R E I B U N G S -  U N D  K O N -

K U R S R E C H T

Im Bundesblatt vom 28. Dezember 
2016 wurde über geplante Änderungen 
im Bundesgesetz über Schuldbetreibung 
und Konkurs (SchKG) informiert.
Geplant ist unter anderem eine Ände-
rung beim in Art. 8a SchKG geregelten 
Einsichtsrecht in das Betreibungsregis-
ter. Gemäss einem neuen Abs. 3 lit. d 
geben Betreibungsämter Dritten auch 
dann keine Kenntnis von einem Eintrag 
im Betreibungsregister, wenn der 
Schuldner nach Ablauf einer Frist von 
drei Monaten seit der Zustellung des 
Zahlungsbefehls ein entsprechendes 
Gesuch gestellt hat. Dies, sofern der 
Gläubiger nach Ablauf einer vom Be-
treibungsamt angesetzten Frist von    
20 Tagen den Nachweis nicht erbringt, 
dass rechtzeitig ein Verfahren zur Be-
seitigung des Rechtsvorschlags einge-
leitet wurde. Dieser Nachweis durch 
den Gläubiger kann auch noch nach 
Ablauf der angesetzten 20 tägigen Frist 
erbracht werden, mit dem Ergebnis, 
dass dann der Betreibungsregisterein-
trag Dritten wieder zur Kenntnis ge-
bracht wird.

Geplante Änderung von Art. 8a, 
73 und 85a SchKG

Der Gesetzgeber beabsichtigt sodann 
eine Änderung von Art. 73 SchKG. Ge-
mäss heutigem Gesetz kann der Schuld-
ner innert der Frist zur Erhebung des 
Rechtsvorschlags (10 Tage seit der Zu-
stellung des Zahlungsbefehls) vom 
Gläubiger verlangen, dass ihm dieser 
die Beweismittel für die geltend ge-
machte Forderung vorlegt. Neu soll 
dieses Recht dem Schuldner jederzeit 
nach Einleitung der Betreibung zuste-
hen.

Schliesslich beabsichtigt der Gesetzge-
ber eine Änderung der Feststellungs-
klage gemäss Art. 85a SchKG, mit wel-
cher die betriebene Person vom Gericht 
des Betreibungsorts feststellen lassen 
kann, dass die Schuld nicht oder nicht 
mehr besteht oder gestundet ist. Trotz 
des grundsätzlich offenen Wortlauts 

Der Betreuungsunterhalt wurde 
eingeführt. 

Das neue Recht wurde flexibler 
ausgestaltet.
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von Art. 85a SchKG („jederzeit“) hat 
das Bundesgericht den praktischen An-
wendungsbereich der Klage erheblich 
eingeschränkt. Gemäss BGE 125 III 
149, 153f. steht die Feststellungsklage 
gemäss Art. 85a SchKG dann nicht 
mehr zur Verfügung, wenn gegen die 
durch Betreibung geltend gemachte 
Forderung Rechtsvorschlag erhoben 
worden ist (was bei bestrittenen Forde-
rungen regelmässig der Fall ist). Der 
Gesetzgeber beabsichtigt nun, Art. 85a 
Abs. 1 SchKG derart abzuändern, als 
der Betriebene neu ungeachtet eines 
allfälligen Rechtsvorschlages jederzeit 
gerichtlich feststellen lassen kann, dass 
die Schuld nicht oder nicht mehr be-
steht oder gestundet ist. 

Das Gesetz (bzw. dessen Änderung) un-
tersteht dem fakultativen Referendum. 
Die Referendumsfrist läuft am 7. April 
2017 ab. Das Inkrafttreten wird vom 
Bundesrat bestimmt.    §
Gaudenz Geiger

E N E R G I E R E C H T  - 

E N E R G I E S T R AT E G I E  2 0 5 0

Am 30. September 2016 hat das Parla-
ment das erste Massnahmenpaket zur 
Energiestrategie 2050 verabschiedet. 
Das Gesetzespaket umfasst Massnah-
men, um die Energieeffizienz zu erhö-
hen und erneuerbare Energien auszu-
bauen, und soll am 1. Januar 2018 in 
Kraft treten, falls das Volk die vom Par-
lament verabschiedete Vorlage in der 
Abstimmung vom 21. Mai 2017 gut-
heisst. Die mit dem ersten Massnah-
menpaket einhergehenden Verord-
nungsänderungen werden ebenfalls am 
1. Januar 2018 in Kraft treten. Die Ver-
nehmlassungsfrist läuft vom 1. Februar 
2017 bis am 8. Mai 2017.

Das totalrevidierte Energiegesetz, in 
dem die rechtlichen Grundlagen des 
ersten Massnahmenpaktes mehrheitlich 
festgeschrieben sind, sieht vor, dass die 
Stromproduktion aus neuen erneuerba-
ren Energien von heute rund 3 Tera- 

wattstunden bis 2035 auf mindestens 
11.4 Terawattstunden gesteigert werden 
soll (dies entspricht etwa der Hälfte der 
Produktion der derzeitigen Schweizer 
Kernkraftwerke). Dabei ist vorgesehen, 
dass die Betreiber der Anlagen ihren 
produzierten Strom direkt vermarkten, 
d.h. selber am Markt absetzen. Zum Er-
lös aus dem Stromverkauf sollen Pro-
duzenten jedoch zusätzlich eine tech-
nologiespezifische Einspeiseprämie 
erhalten, mit welcher der ökologische 
Mehrwert der Produktion abgegolten 
wird. Die Einspeiseprämie soll durch 
den Netzzuschlag finanziert werden, 
der bei den Netzbetreibern erhoben 
wird und von diesen (wie bereits heute) 
auf den Endverbraucher überwälzt 
werden darf. Die Höhe des Netzzu-
schlags fixiert das revidierte Energiege-
setz auf maximal 2.3 Rappen/kWh 
(zum Vergleich: 2016 betrug der Netz-
zuschlag 1.3 Rappen/kWh und wurde 
per 2017 auf 1.5 Rappen/kWh erhöht). 
Wie bereits heute, sollen sich ener-
gieintensive Unternehmungen auch 
unter dem revidierten Energiegesetz 
den bezahlten Netzzuschlag vollum-
fänglich zurückerstatten lassen kön-
nen. 

Mit dem ersten Massnahmenpaket soll 
weiter eine Förderung bestehender 
Grosswasserkraftwerke eingeführt wer-
den. Diese Massnahme wurde infolge 
der derzeit tiefen Strompreise getrof-
fen. Die Betreiber von Grosswasser-
kraftwerken sollen neu eine Prämie von 
maximal 1 Rappen/kWh für Strom er-
halten, den sie unter den Gestehungs-
kosten (d.h. Produktionskosten) ver-
kaufen müssen.

Das totalrevidierte Energiegesetz sieht 
schliesslich vor, dass der durchschnitt-
liche Energieverbrauch pro Person und 
Jahr gegenüber dem Stand im Jahr 
2000 bis zum Jahr 2035 um 43 Prozent 
sinken soll. Dabei wird angestrebt, den 
durchschnittlichen Elektrizitätsver- 

brauch pro Person und Jahr innert die-
ser Frist um 13 Prozent zu senken. Zen-
trales Element zur Erreichung dieser 
Ziele bleibt das bereits bestehende Ge-
bäudeprogramm, welches mit dem ers-
ten Massnahmenpaket gestärkt werden 
soll. Namentlich wird das CO2-Gesetz 
vom 23. Dezember 2011 teilrevidiert 
und darin festgeschrieben, dass zur Fi-
nanzierung des Gebäudeprogramms 
neu jährlich bis zu 450 Millionen 
Schweizerfranken zur Verfügung ste-
hen sollen (heute: 300 Millionen 
Schweizerfranken). Da auch im ersten 
Massnahmenpaket auf die Einführung 
einer CO2-Abgabe auf Treibstoffen 
verzichtet wird, ist davon auszugehen, 
dass die auf Brennstoffen zu entrich-
tende CO2-Abgabe (weiter) steigen 
wird, unter anderem zur Finanzierung 
des erweiterten Gebäudeprogramms. 
Eine entsprechende Regelung wird aber 
auf Verordnungsstufe einzuführen sein.                           
§    
Gaudenz Geiger
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Wird das Referendum gegen die 
Energiestrategie 2050 verwor-
fen, wird diese per 1. Januar 
2018 in Kraft gesetzt.
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